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ſeinem Enkel Karl nicht zerſtört worden ! Eine ſolche
Beſchuldigung weiſt der edelmüthige Karl weit von ſich !

§. 21 .

II . Politiſche Rechte .

Die politiſc
Hen Rechte der Badner beſtehen in fol —

genden :

1 ) in dem Recht , bei der Wahl eines Wahlmannes
mitzuwirken ; .

2) in der Fähigkeit , als Wahlmann gewählt werden

zu können , und in dem Rechte , als ſolcher bei der

Wahl der Abgeordneten mitzuwirken ;
endlich 3) in der Fähigkeit , als Abgeordneter ge —

wählt werden zu können , und in dem Rechte , als ſol —
cher den Antheil der höchſten Gewalt , welcher dem

badiſchen Volke den Geſezen gemäß zuſtehet , innerhalb
beſtimmter Zeit in deſſen Namen zu verwalten .

In Bezug auf dieſe Rechte heißt es in §F. 19 . un⸗

ſerer Verfaſſungs - Urkunde
„ Die politiſchen Rechte der 3 chriſtlichen Reli —

„gionstheile ſind gleich . “
Sollten vielleicht nicht auch hierdurch die Iſrae⸗

liten des Landes von den politiſchen Rechten ausge —
ſchloſſen werden ? Nein . Die Praxis iſt beſtimmt da -

gegen . Die Iſraeliten des Landes üben die oben ge —

nannten Rechte aus ſeit Einführung der Repräſenta —

tiv⸗Verfaſſung , mit der Einſchränkung jedoch , daß ſie

nicht zu Abgeordneten erwählt werden können . Denn

§. 37 . unſrer Verfaſſungs - Urkunde ſagt in dieſer Be —

ziehung
„ Zum Abgeordneten kann ernannt werden ohie
„Rückſicht auf Wohnort Jeder , der
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1) „ einer der 3 chriſtlichen Confeſſionen angehört ,
2) „ das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt hat , und

3 ) „ſich über ein gewiſſes Vermögen oder über ein

„ gewiſſes jährliches Einkommen auszuweiſen vermag . “

§. 22 .

Es wird dem aufmerkſamen Leſer nicht entgangen

ſeyn , welche Aehnlichkeit die Wortfaſſung des §. 19 .

der Verfaſſungs - Urkunde mit §. 9. hats Denn wie eg

Dort heift :

„ Die Staatsbürger der 3 chriſtlichen Confeſſionen

haben auf alle CAORS gleicheAnſprüche“
ſo heißt es hier :

„ Die politiſchen Rechte der 3 chriſtlichen Confeſſio —
nen ſind gleich . “

Man könnte daher wegen dieſer Aehnlichkeit der

Wortfaſſung von der Auslegung dieſes leztern Geſezes

auf die des erſtern ſchließen . Nun aber geſteht man

allgemein zu , daß in dieſem leztern Geſeze keine Aus -

ſchließung der Ifraeliten enthalten iſt . Wie kömmt

es nun , daß man gleichwohl in dem erſtern eine ſolche

finden will ? Giebt man aber zu , was ſich im Grunde

nicht wohl läugnen läßt , daß G. 19 . nur von der

Gleichheit der politiſchen Rechte unter den 3 chriſtli —

chen Confeſſionen handelt , und die Iſraeliten keines —

wegs von den politiſchen Rechten ausſchließt , ſo wird

man auch nicht anſtehen können , der Meinung beizu —

treten , daß §. 9. ebenfalls nur von den gleichen Anz

ſprüchen handelt , welche die Mitglieder der 3öchriſtli —

chen Confeſſionen auf Staatsdienſte haben , keineswegs

aber deshalb die Sfraeliten von Staatsdienſten aus —

ſchließt .
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